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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Kathrin 
Sonnenholzner, Ruth Müller, Kathi Petersen, Doris 
Rauscher, Inge Aures, Volkmar Halbleib, Natascha 
Kohnen, Hans-Ulrich Pfaffmann, Helga Schmitt-Bus-
singer, Dr. Simone Strohmayr und Fraktion (SPD) 

Unabhängige Patientenberatung beibehalten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich im Bund 
und beim GKV-Spitzenverband dafür einzusetzen, 
dass auch weiterhin eine unabhängige, neutrale, de-
zentrale und persönliche Beratung für Patientinnen 
und Patienten gewährleistet wird. Die Beratung durch 
Callcenter ist abzulehnen. 

 

 

 

Begründung: 

Das Recht von Patientinnen und Patienten auf unab-
hängige Patientenberatung ist in § 65b SGB V gere-
gelt – dort heißt es: „Der Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen darf auf den Inhalt oder den Umfang 
der Beratungstätigkeit keinen Einfluss nehmen. Die 
Förderung einer Einrichtung zur Verbraucher- und 
Patientenberatung setzt deren Nachweis über ihre 
Neutralität und Unabhängigkeit voraus.“ 

Im Bundesgebiet können sich Patienten bisher in 21 
Beratungsstellen Rat und Hilfe vor Ort holen. In Bay-
ern gibt es Beratungsstellen in München, Nürnberg 
und Landshut sowie eine Außenstelle in Rosenheim. 
Patienten können sich telefonisch, schriftlich oder 
online, aber auch persönlich an die Beraterinnen und 
Berater wenden. Die Beratungsstellen werden von 
einem Verbund aus anerkannten Patientenverbänden 
der gemeinnützigen UPD gGmbH getragen und von 
den Gesetzlichen Krankenkassen finanziert. Die lau-
fende, siebenjährige Förderperiode endet am 31. De-
zember 2015. 

Der bisherige Träger könnte zum Jahresende 2015 
ausgetauscht und durch eine Firma ersetzt werden, 
die vor allem Callcenter für Krankenkassen betreibt 
und auch für die Pharmaindustrie tätig ist. Es besteht 
damit die Gefahr des Verlusts der örtlichen Bera-
tungsstellen. Patienten brauchen nicht nur Informatio-
nen, sondern auch die Möglichkeit, ihre Anliegen mit 
all den Unterlagen eines Vorgangs persönlich bespre-
chen zu können. Patientenberatung ist Vertrauenssa-
che. Es besteht jedoch die Sorge, dass die Nähe von 
künftigem Dienstleister und Krankenkasse zu Interes-
senkonflikten führen könnte und die bestehende Un-
abhängigkeit gefährdet ist. Weder die im Gesetz ge-
forderte Neutralität noch die niederschwellige Mög-
lichkeit einer intensiven persönlichen Beratung wären 
dabei gewährleistet. 

Über zehn Jahre wurde ein professionelles Team an 
Beraterinnen und Beratern qualifiziert, Wissen ange-
sammelt und dokumentiert, ein transparentes Auswer-
tungsverfahren der Beratung entwickelt und auf sehr 
hohem Niveau Qualitätssicherung betrieben. Diese 
Kompetenz darf nicht mit einem Hinweis auf Kostenef-
fizienz aufgegeben und die Patienten mit einer telefo-
nischen Information abgespeist werden. 



Jetzt kommen wir zur weiteren Tagesordnung. Die
Dringlichkeitsanträge haben wir für heute beendet.
Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/7678 mit 17/7682 und 17/7685 werden in die
zuständigen federführenden Ausschüsse verwiesen.
Besteht damit Einverständnis? – Das ist der Fall.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 d auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Markus
Rinderspacher, Dr. Paul Wengert, Klaus Adelt u. a.
und Fraktion (SPD)
zur Änderung des Bayerischen
Feuerwehrgesetzes
Senkung der Altersgrenze für Feuerwehranwärter
und Förderung von Kinderfeuerwehren
(Drs. 17/7547)
- Erste Lesung -

Der Gesetzentwurf wird vonseiten der Antragsteller
begründet. Ich darf der Frau Kollegin Biedefeld als
Erster das Wort erteilen. Frau Kollegin, fassen Sie Be-
gründung und Aussprache in einem Beitrag zusam-
men? – Gut, bitte schön. Ich bitte, jetzt der Frau Kolle-
gin zuzuhören.

Susann Biedefeld (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Unsere Feu-
erwehren in Bayern sind ganz wichtige Markenzei-
chen unseres Freistaates. So soll es auch bleiben.
Genau darauf zielt unser Gesetzentwurf ab.

Besonders hervorzuheben sind die über 320.000 eh-
renamtlichen Feuerwehrleute, ohne die der Brand-
und Katastrophenschutz in Bayern nicht gewährleistet
werden könnte. Sie leisten zusammen mit vielen wei-
teren Ehrenamtlichen in unserem Freistaat Bayern
einen unschätzbaren Beitrag für unsere Gesellschaft.

In großen Teilen des Freistaats Bayern verzeichnet
man auch aufgrund der demografischen Entwicklung
Nachwuchsprobleme bei vielen Vereinen und Verbän-
den. Inzwischen gibt es schon Bereiche, wo sich auch
die Feuerwehren um ihren Nachwuchs Sorgen ma-
chen. Bedingt durch den demografischen Wandel
sowie durch ein zunehmendes Freizeitangebot für
Kinder und Jugendliche stehen auch unsere bayeri-
schen Feuerwehren zunehmend in Konkurrenz mit
anderen Vereinen und Verbänden.

Vor allem gestaltet sich die Gewinnung von Nach-
wuchs immer schwieriger. Es ist unsere Pflicht als Po-
litiker, egal auf welcher politischen Ebene, aber auch
hier und heute im Landtag, unsere bayerischen Feu-
erwehren dabei durch bessere Rahmenbedingungen
so gut wie möglich zu unterstützen.

Mit unserem Gesetzentwurf setzen wir uns daher für
eine weitere Absenkung der Altersgrenze bei den Ju-
gendfeuerwehren, also ganz klar bei den Feuerweh-
ranwärtern, sowie für eine stärkere Förderung der
Kinderfeuerwehren ein. Auch mit dem Bayerischen
Feuerwehrgesetz müssen wir endlich auf die verän-
derten gesellschaftlichen Bedingungen reagieren; wir
müssen uns darauf einstellen. Außerdem müssen wir
unsere Feuerwehren – ich habe ausgeführt, welchen
wichtigen Dienst sie leisten – fit machen für die Zu-
kunft.

(Beifall bei der SPD)

Unser Gesetzentwurf zielt auf folgende Änderungen
ab: Das ist zunächst die Herabsetzung des Eintrittsal-
ters in die Jugendfeuerwehr von zwölf Jahren auf
künftig zehn Jahre. Das Bayerische Feuerwehrgesetz
wurde in diesem Punkt letztmalig 1998 geändert; da-
mals wurde die Herabsetzung des Eintrittsalters von
vierzehn Jahren auf zwölf Jahre beschlossen. Das
zeigt, dass wir jetzt eine zeitgemäße Anpassung vor-
nehmen müssen. Wir fordern, das Eintrittsalter in die
Jugendfeuerwehren bei den Anwärtern von zwölf Jah-
ren auf künftig zehn Jahre abzusenken.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Gerade im Hinblick auf die demografische Entwick-
lung und ihre Auswirkungen auf unsere Feuerwehren
vor Ort ist eine Altersgrenze von zwölf Jahren längst
nicht mehr zeitgemäß. Bayern ist hier als Bundesland
nicht vorne, nicht Spitze, nicht Champions League –
vielmehr ist Bayern im Vergleich zu allen anderen
Bundesländern dasjenige mit dem höchsten Eintritts-
alter, nämlich mit zwölf Jahren.

Auch der Landesfeuerwehrverband spricht sich für
eine weitere Absenkung des Eintrittsalters aus. Der
bayerische Landesfeuerwehrverband hat schon vor
gut einem Jahr eine Reihe von Vorschlägen zur Ände-
rung des Bayerischen Feuerwehrgesetzes an das
bayerische Innenministerium geschickt. Da bin ich auf
die weiteren Beratungen in den Fachausschüssen ge-
spannt, speziell im Innen- und Kommunalausschuss.
Darüber hinaus gab es bereits Gesprächsrunden so-
wohl mit den kommunalen Spitzenverbänden als auch
mit den Vertreterinnen und Vertretern der Interessen-
svertretungen der Feuerwehren hier im Freistaat Bay-
ern.

Entsprechende Vorschläge liegen also vor. Der baye-
rische Landesfeuerwehrverband stützt auch hier ganz
klar die Forderung, die wir in unserem Gesetzentwurf
erheben. Nur mithilfe der Umsetzung dieser Vorschlä-
ge können unsere Feuerwehren in der Nachwuchsge-
winnung mit der Vielzahl anderer Vereine und Verbän-
de mithalten. Durch die erneute Herabsetzung des
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Kathrin Sonnenholzner, Ruth Müller u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/7680 

Unabhängige Patientenberatung beibehalten 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

Berichterstatterin: Kathrin Sonnenholzner 
Mitberichterstatter: Klaus Holetschek 

II. Bericht: 

1. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 31. Sitzung am 29. September 2015 beraten und für 
e r l e d i g t  erklärt. 

Kathrin Sonnenholzner 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden

ist, den bitte ich um sein Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD,

der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen?

– Keine Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. Damit über-

nimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
54. Plenum, 15.10.2015 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über die nicht einzeln zu beratenden Verfassungsstreitigkeiten 
und Anträge zugrunde gelegt wurden gem. § 59 Abs. 7 
(Tagesordnungspunkt 4) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Verfassungsstreitigkeiten  

1. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 29. Juli 2015  
(Vf. 9-VII-15) betreffend Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
des Art. 2 Abs. 4 des Gesetzes über die Einrichtung und die Aufgaben einer 
Anstalt des öffentlichen Rechts „Der Bayerische Rundfunk“ (Bayerisches Rund-
funkgesetz – BayRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 
2003 (GVBl. S. 792, BayRS 2251-1-S), zuletzt geändert durch § 1 Nr. 291 der 
Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) 
PII-G1310.15-0006 
Drs. 17/8109 (G) 

I. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 

II. Der Antrag ist unbegründet. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete  
Jürgen W. Heike bestellt. 

Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z A Z 
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2. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 24. Juli 2015  
(Vf. 10-Vll-15) betreffend Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit des  

1. § 48 Abs. 1, des § 58 Abs. 1 Nr. 1, des § 64 Abs. 1, Abs. 3 Satz 1 Nr. 4, Abs. 6 
Nrn. 1 und 4 sowie des § 66 Abs. 9 Satz 2 Nr. 4 der Schulordnung für die 
Mittelschulen in Bayern (Mittelschulordnung – MSO) vom 4. März 2013 (GVBl. 
S. 116, BayRS 2232-3-K), zuletzt geändert durch § 2 Nr. 25 des Gesetzes vom 
12. Mai 2015 (GVBl. S. 82), 

2. Art. 54 Abs. 3 Satz 2 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. 
Mai 2000, zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 2015 (GVBl. S. 183) 

PII/G1310.15-0005 
Drs. 17/8110 (E) 

I. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 

II. Der Antrag ist unbegründet. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete  
Jürgen W. Heike bestellt. 

Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

3. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 24. August 2015 
(Vf. 12-VII-15) betreffend Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
von Art. 3 Abs. 1 Satz 2, Art. 6, 15 Abs. 1, Art. 16 Abs. 1 Satz 2, Art. 21, 22  
Abs. 2 Nr. 2 und Art. 26 des Gesetzes über den Vollzug der Maßregeln der 
Besserung und Sicherung sowie der einstweiligen Unterbringung (Bayeri- 
sches Maßregelvollzugsgesetz – BayMRVG) vom 17. Juli 2015  
(GVBl S. 222,BayRS 312-3-A) 
PII/G1310.15-00007 
Drs. 17/8111 (ENTH) 

I. Der Landtag beteiligt sich am Verfahren. 

II. Der Antrag ist unbegründet. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete  
Jürgen W. Heike bestellt. 

Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z ENTH 
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Anträge 

4. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Entschädigung für deutsche und bayerische Zwangsarbeiter 
Drs. 17/5953, 17/8166 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

5. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Berufspraktika für Asylsuchende ermöglichen 
Drs. 17/6543, 17/8167 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

6. Antrag der Abgeordneten Josef Zellmeier, Joachim Unterländer, 
Petra Guttenberger u.a. CSU 
Entschädigung für deutsche und bayerische Zwangsarbeiter 
Drs. 17/6777, 17/8168 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

7. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Stimmrecht in der Frankfurter Fluglärmkommission beibehalten 
Drs. 17/6825, 17/8183 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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8. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Günther Felbinger u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Vereinslandschaft in Bayern schützen – Rechtssicherheit im Mindestlohngesetz 
für den Sportbereich und das Ehrenamt schaffen  
Drs. 17/6829, 17/8169 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z A Z A 

9. Antrag der Abgeordneten Franz Schindler, Horst Arnold,  
Alexandra Hiersemann u.a. SPD 
Verhinderung betrügerischer Abrechnungen von Laborleistungen 
Drs. 17/6861, 17/8178 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

10. Antrag der Abgeordneten Franz Schindler, Kathi Petersen, 
Johanna Werner-Muggendorfer u.a. SPD 
Betreuung von Gefangenen muslimischen Glaubens durch muslimische 
Geistliche in den Justizvollzugsanstalten in Bayern 
Drs. 17/6863, 17/8179 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

11. Antrag der Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaffmann, Franz Schindler,  
Horst Arnold u.a. SPD 
Beschäftigungserlaubnisse für Asylbewerber und Geduldete aus sicheren 
Herkunftsstaaten bzw. für Asylbewerber, deren Asylantrag aus sonstigen 
Gründen als offensichtlich unbegründet abgelehnt worden ist 
Drs. 17/6864, 17/8180 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 
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12. Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rauscher,  
Arif Tasdelen u.a. SPD 
Potenziale nutzen – Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen verbessern 
Drs. 17/6865, 17/8170 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

13. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Markus  
Ganserer u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Neustrukturierung der Mitgliedschaft in der Frankfurter Fluglärmkom- 
mission nicht zu Lasten des Bayerischen Untermains 
Drs. 17/6959, 17/8184 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

14. Antrag der Abgeordneten Klaus Adelt, Inge Aures, Susann Biedefeld u.a. SPD 
Fichtelgebirge wertschätzen – Tourismus stärken 
Drs. 17/6965, 17/8176 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

15. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Gisela Sengl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht zur Tierzucht in Bayern 
Drs. 17/6989, 17/8240 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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16. Antrag der Abgeordneten Michael Brückner, Dr. Otto Hünnerkopf, 
Angelika Schorer u.a. CSU 
Bericht zur Kennzeichnung von Geflügelprodukten/Stopfleber mit 
Zwangsernährung und zu einem möglichen Importverbot von Geflügel-Stopfleber 
(„Foie gras“) 
Drs. 17/7000, 17/8097 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

17. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, 
Kerstin Schreyer-Stäblein, Hermann Imhof u.a. und Fraktion (CSU) 
Unabhängige Patientenberatung beibehalten 
Drs. 17/7679, 17/8082  
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege, 
der den Antrag für erledigt erklärt hat. 

18. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Kathrin Sonnenholzner, Ruth Müller u.a. und Fraktion (SPD) 
Unabhängige Patientenberatung beibehalten 
Drs. 17/7680, 17/8081  
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege, 
der den Antrag für erledigt erklärt hat. 

19. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Ulrich Leiner u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Unabhängige Patientenberatungsstellen sicherstellen! 
Drs. 17/7682, 17/8083  
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege, 
der den Antrag für erledigt erklärt hat. 
 

20. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Auffangstation Raubtier- und Exotenasyl in Ansbach beim Kauf der bestehenden 
Anlage bzw. bei der Suche nach neuen Räumlichkeiten unterstützen 
Drs. 17/6740, 17/7832  
 
Votum des mitberatenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen, 
der den Antrag für erledigt erklärt hat. 
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